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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. Januar 1960 

8 — 95000 — 3214/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Einfügung eines 
Artikels über die Luftverkehrsverwaltung in 
das Grundgesetz 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 210. Sitzung 
am 23. Oktober 1959 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdrudeerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Einfügung eines Artikels über die Luftverkehrsverwaltung 

in das Grundgesetz 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 

§ 1 

In das Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) 
wird nach Artikel 87b eingefügt: 


„Artikel 87c 

(1) Die Luftverkehrsverwaltung wird in bundes- 
eigener Verwaltung geführt. 

(2) Durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, können Aufgaben der Luftver- 
kehrsverwaltung den Ländern als Auftragsverwal- 
tung übertragen werden." 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


Das Grundgesetz überträgt in Artikel 73 Nr. 6 dem 
Bund die ausschließliche Gesetzgebung über den 
Luftverkehr, es regelt aber nicht die Verwaltung 
des Luftverkehrs. Diese Regelung, die für andere 
Verkehrszweige in Artikel 87, 89 und 90 GG ent- 
halten ist, konnte 1949 nicht getroffen werden, weil 
ein deutscher Luftverkehr noch untersagt war. Die 
Lücke wurde bisher durch das Gesetz über die 
Bundesanstalt für Flugsicherung vom 23. März 1953 
(BGBl. I S. 70), das Gesetz über das Luftfahrt- 
Bundesamt vom 30. November 1954 (BGBl. I S. 354) 
und die Verwaltungsvereinbarung über die Ab- 
grenzung der Verwaltungsbefugnisse zwischen 
Bund und Ländern auf dem Gebiet der zivilen Luft- 
fahrt vom 31. Dezember 1952 (Verkehrsblatt 1955 
S. 379) ausgefüllt. Die Verwaltungsvereinbarung 
betrifft die Zuständigkeiten, die nicht durch die be- 
zeichneten Gesetze geordnet sind. Vorbehaltlich 
eines späteren Gesetzes regelt sie die Zusammen- 
arbeit zwischen den Luftverkehrsbehörden des 
Bundes und der Länder. Teilweise sieht die Ver- 
waltungsvereinbarung hierfür eine sog. Misch- oder 
Mitverwaltung vor, nach der die Verwaltungsakte 
vom Bund im Einvernehmen mit den Ländern oder 
von den Ländern im Einvernehmen mit dem Bund 
gesetzt werden. 


In dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Luftverkehrsgesetzes war ursprünglich eine Er- 
mächtigung zur Regelung der Verwaltungszustän- 
digkeiten im Verordnungswege vorgesehen. Da- 
gegen haben die gesetzgebenden Körperschaften 
verfassungsrechtliche und -politische Bedenken er- 
hoben (BR-Drucksache Nr. 413/57 — Beschluß — 
S. 11/12, BT-Drucksache 478 S. 4 zu Nr. 22). Die 
Zuständigkeiten der Luftverkehrsverwaltung sind 
daher, soweit das nicht schon in anderen Gesetzen 
geschehen ist, durch besonderes Gesetz zu regeln. 
Eine entsprechende Vorschrift enthält § 31 des 
j Luftverkehrsgesetzes in der Fassung vom 10. Ja- 
' nuar 1959 (BGBL I S. 9). Der Bundestag und der 
Bundesrat haben der Bundesregierung bei der Ver- 
abschiedung des Gesetzes zur Änderung des Luft- 
verkehrsgesetzes (Protokolle der Sitzungen des 
Bundestags vom 2. Oktober 1958 S. 2451, des Bun- 
desrates vom 24. Oktober 1958 S. 210) einstimmig 
empfohlen, diese gesetzliche Regelung möglichst 
bald einzuleiten. Der Äusschuß für Verkehr, Post- 
; und Fernmeldewesen des Bundestags hat hierzu 
' folgende Entschließung gefaßt (Kurzprotokoll Nr. 14 
j der Sitzung vom 7. Mai 1958 S. 8): 

: „Bei der Regelung der Zuständigkeiten in der 
Luftfahrt sollte berücksichtigt werden, daß das 
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Grundgesetz diese Frage nicht — wie bei anderen 
Verkehrszweigen — regeln konnte, weil frühere 
Beschränkungen der deutschen Luftfahrt dies nicht 
zuließen. Der Ausschuß hat die Zuständigkeiten im 
einzelnen geprüft und ist dabei zu der Überzeu- 
gung gekommen, daß die Luftfahrt in der Bundes- 
republik einheitlich geregelt werden muß. Aus die- 
sem Grunde hält der Ausschuß grundsätzlich eine 
bundeseigene Verwaltung für notwendig. Inwie- 
weit den Ländern die Durchführung einzelner Auf- 
gaben als Auftragsverwaltung überlassen werden 
kann, bliebe besonders zu prüfen.'' 

Die gleiche Auffassung vertritt der Luftfahrtbeirat, 
der am 16. Juni 1959 dem Bundesminister für Ver- 
kehr folgende Empfehlung unterbreitet hat: 

„Von der Erwägung ausgehend, daß der Luftver- 
kehr seiner Natur nach überregional und inter- 
national ist, vertritt der Luttfahrtbeirat in Überein- 
stimmung mit der Entschließung des Ausschusses 
für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen des Bun- 
destages vom 7. Mai 1958 die Auffassung, daß die 
Verwaltung des Luftverkehrs zentral zu regeln ist. 
Diese Regelung läßt sich in doppelter Weise er- 
reichen: Einerseits durch Schaffung einer bundes- 
eigenen Luftverkehrsverwaltung mit eigenem Un- 
terbau, andererseits durch eine grundsätzlich 
bundeseigene Luftverkehrsverwaltung unter gleich- 
zeitiger Übertragung einzelner Aufgaben auf die 
Länder im Wege der Auftragsverwaltung. Da es 
mit Rücksicht auf das staats- und verwaltungsrecht- 
liche Gefüge der Bundesrepublik Deutschland nicht 
angängig erscheint, die Länder von der Mitwir- 
kung bei der Luftverkehrsverwaltung auszuschlie- 
ßen, dürfte die zweite Lösung die empfehlenswer- 
tere sein. Eine grundsätzliche Zuständigkeit der 
Länder unter Vorbehalt einzelner Aufgaben für 
den Bund, erscheint dem Luftfahrtbeirat wegen der 
bereits erwähnten überregionalen und internatio- 
nalen Bedeutung des Luftverkehrs nicht gangbar." 

Beide Entschließungen entsprechen nicht nur den 
derzeitigen Regelungen in den Luftverkehr treiben- 
den Staaten der Welt, sondern auch der deutschen 
historischen Rechtsentwicklung. Obwohl das Luft- 
verkehrsgesetz in der Fassung vom 1. August 1922 
(RGBl. I S. 681) nur in wenigen Fällen die Zustän- 
digkeit des damaligen Reichsverkehrsministeriums 
festlegte, ließ diese oberste Reichsbehörde aus 
Gründen, die in der Natur der Sache lagen, Luft- 
fahrzeuge, Lufttahrer, Flugplätze, Luftfahrtunter- 
nehmen und -Veranstaltungen zu. Die amtliche Be- 
gründung der Verordnung über Luftverkehr, die 
auf Wunsch des Reichsrates veröffentlicht wurde, 
brachte zum Ausdruck, daß diese von Artikel 14 
der Reichsverfassung abweichende Handhabung der 
Zuständigkeiten „angesicht der Eigenart des Luft- 
fahrzeugs als eines Schnellverkehrsmittels, das auf 
einen über die Grenzen der Länder hinausgehen- 
den Verkehr angewiesen ist", notwendig sei. 

Wenn der Charakter des Luftverkehrs als Schnell- 
verkehr schon vor 1933 zu einer zentralen Rege- 
lung der Luftverkehrsverwaltung führte, so schließt 
dieser Gesichtspunkt im Zeitalter des Düsenluft- 
verkehrs eine andere Regelung zwingend aus. 


Durch die technische Entwicklung, insbesondere der 
Reichweiten und Geschwindigkeiten, ist das Luft- 
fahrzeug zu einem Mittel des Weltluftverkehrs ge- 
I worden. Die Luftverkehrsverwaltung der einzelnen 
I Staaten kann daher nur nach den Erfordernissen 
I des Weltluftverkehrs geführt werden. Hierzu ist 
die Bundesrepublik in vielfacher Hinsicht rechtlich 
i durch internationale Abkommen und Übereinkom- 
I men verpflichtet (Abkommen vom 7. Dezember 
■ 1944 über die Internationale Zivilluftfahrt, Verein- 
; barung vom 7. Dezember 1944 über den Durchflug 
im internationalen Fluglinienverkehr — BGBl. 1956 
I II S. 411; Artikel 2 des Zwölften Teils des Ver- 
i träges zur Regelung aus Krieg und Besatzung ent- 
; standener Fragen in der Fassung des Protokolls 
vom 23. Oktober 1954 — BGBl. 1955 II S. 456). 

; Hinzu kommen die Projekte, die Zivilluftfahrt zeit- 
I gemäß, d. h. auf überstaatlicher Ebene hinsichtlich 
I der Flugsicherung in Form der „EUROCONTROL" 

I und hinsichtlich der Luftfahrtunternehmen in Form 
I der „AIR-UNION" zusammenzufassen. Bei dieser 
Lage muß es dem Bund ermöglicht werden, den 
Luftverkehr nicht nur durch die Gesetzgebung, 
sondern auch im Verwaltungswege den überregio- 
nalen und internationalen Belangen anzupassen. 
Hierzu gehört es einmal, die Verkehrsströme in- 
nerhalb der Bundesrepublik und über ihre Gren- 
zen hinaus mit dem Ziel bester Förderung des 
Verkehrs aufeinander abzustimmen. Sodann gilt es 
vor allem, die Sicherheit des Luftverkehrs zu ge- 
währleisten. Im Zeitalter des Düsenluftverkehrs 
hat die Pflicht des Staates, einen reibungslosen Ab- 
lauf des Luftverkehrs sowie die größtmögliche 
Sicherheit für die Teilnehmer am Luftverkehr und 
für die Bevölkerung der überflogenen Gebiete zu 
gewährleisten, außerordentlich an Bedeutung ge- 
wonnen. Die in den Sicherheitsvorschriften des 
Luftrechts enthaltenen Verwaltungsaufgaben bilden 
ein einheitliches Ganzes, das organisch in eine 
Hand gehört, d. h. einer zentralen Regelung bedarf, 
wenn es als Ganzes wirksam werden soll. Zu einer 
zentralen Regelung gehört aber eine Verwaltung, 
in der die oberste Behörde berechtigt ist, der unter- 
sten Verwaltungsstelle Weisungen zu erteilen. Da 
diesen Erfordernissen für das Gebiet der Bundes- 
republik eine landeseigene Verwaltung (Artikel 83 
GG) nicht gerecht werden kann, kommt für die 
Neuregelung der Zuständigkeiten in der Luftver- 
kehrsverwaltung nur eine bundeseigene Verwal- 
tung (Artikel 86 GG) oder eine Bundesauftragsver- 
waltung der Länder (Artikel 85 GG) in Betracht. 
In Übereinstimmung mit der Stellungnahme des 
Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmelde- 
wesen des Bundestages sowie des Luftfahrtbeirats 
sieht daher der Entwurf im Grundsatz eine bundes- 
eigene Verwaltung vor. Er ermöglicht es jedoch 
dem Bundesgesetzgeber, einen Teil der Verwal- 
tungsaufgaben den Ländern als Auftragsverwaltung 
des Bundes zu übertragen. Die Lösung weicht von 
der gesetzlichen Regelung nach 1933, die eine ein- 
heitliche Reichsverwaltung mit dem Reichsluftfahrt- 
ministerium als Zentrale und den Luftämtern als 
Mittel- und Unterinstanz vorsah, ab, um eine der 
derzeitigen Mischverwaltung zwischen Bund und 
Ländern möglichst nahekommende Regelung zu fin- 
den. In welchem Umfange beabsichtigt ist, von der 
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Bundesauftragsverwaltung durch die Länder Ge- 
brauch zu machen, ergibt sich aus dem Entwurf 
eines Gesetzes über Zuständigkeiten in der Luft- 
verkehrsverwaltung. 


Aus der Begründung dieses Entwurfs ergeben sich 
ferner die durch die Neuregelung der Luftverkehrs- 
verwaltung bedingten Veränderungen der Haus- 
halte des Bundes und der Länder. 


Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Entwurf ist wie folgt zu fassen: 

, Entwurf eines Gesetzes 
zur Einfügung eines Artikels 87c 
in das Grundgesetz 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates unter Einhaltung der Vorschrift des Arti- 
kels 79 Abs. 2 des Grundgesetzes das folgende 
Gesetz beschlossen: 


§ 1 

In das Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) 
wird nach Artikel 87b folgende Vorschrift als Ar- 
tikel 87c eingefügt: 

„Artikel 87c 

(1) Auf dem Gebiet der Luftverkehrsverwaltung 
kann durch Bundesgesetz mit Zustimmung des Bun- 
desrates bestimmt werden, daß einzelne Aufgaben 
in bundeseigener Verwaltung oder von den Län- 
dern im Aufträge des Bundes ausgeführt werden. 

(2) Artikel 87 Abs. 3 Satz 2 bleibt unberührt." 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft.' 


Begründung 

Bei jeder Änderung des Gnmdgesetzes muß aus 
verfassungspolitischen Gründen der Gruadsatz gel- 
ten, daß das GruLndgesetz nur in dem imbedingt not- 
wendigen Umfang geändert bzw. ergänzt werden 
soll. Das Grundgesetz geht in Artikel 83 davon aus, 
daß die Länder die Bundesgesetze als eigene Ange- 
legenheit ausführen. Bei diesem Grundsatz muß es 
auch für den Bereich der Luftverkehrsverwaltung 
verbleiben. Eine bundeseigene oder eine Bundes- 
auftragsverwaltimg kann nur insoweit vorgesehen 
werden, als es sich um Aufgaben handelt, die 
wegen ihrer überregionalen Bedeutung sachgerecht 
und sinnvoll nur zentral erledigt werden können 
bzw. wo die dem Bund bei landeseigener Verwal- 
tung gemäß Artikel 84 GG zustehenden Einwir- 
kungsmöglichkeiten nicht ausreichen, um eine der 
Sache nach erforderliche einheitliche Verwaltungs- 
praxis zu gewährleisten. Nach der Fassung der Re- 
gierungsvorlage würde eine landeseigene Luftver- 
kehrsverwaltung völlig ausgeschlossen. Es ist aber 
nicht dargetan, daß nicht ein Teil dieser Verwal- 
tungsaufgaben in landeseigener Verwaltung wahr- 
genommen werden könnte. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


i. 

Den Änderungsvorschlägen zu der Überschrift und 
dem einleitenden Satz des § 1 Satz 1 wird zuge- 
stimmt. 

11 . 

Dem Änderungsvorschlag zu § 1 wird nicht zuge- 
stimmt. 

Begründung 

Nach dem Änderungsvorschlag des Bundesrates soll 
für die Luftverkehrsverwaltung eine im Grundsatz 
landeseigene Verwaltung und daneben die Möglich- 
keit geschaffen werden, für einzelne Äufgaben eine 
bundeseigene oder eine Bundesauftragsverwaltung 
der Länder zu bestimmen. Der Vorschlag wird wie 
folgt begründet: 

1. Der Grundsatz der Artikel 30 und 83 GG, nach 
dem die Länder die Bundesgesetze als eigene 
Angelegenheit ausführen, gelte auch für den Be- 
reich der Luftverkehrsverwaltung. 

2. Eine bundeseigene oder eine Bundesauftragsver- 
waltung könne nur für einzelne Aufgaben von 
überregionaler Bedeutung vorgesehen werden. 

3. Es sei nicht dargetan, daß nicht ein Teil der Auf- 
gaben der Luftverkehrsverwaltung in landes- 
eigener Verwaltung wahrgenommen werden 
könnte. 

Dieser Begründung vermag die Bundesregierung 
nicht zu folgen. 

Zu 1. 

Das Grundgesetz regelt zwar in Artikel 73 Nr. 6 GG 
die Gesetzgebung über den Luftverkehr, es regelt 
jedoch nicht die Luftverkehrsverwaltung, über 
diesen Verwaltungszweig konnte das Grundgesetz 
nichts aussagen, weil die zivile Luftfahrt nach 
Artikel 2b des Besatzungsstatuts vom 10. April 1949 
zum ausschließlichen Vorbehaltsgebiet der Be- 
satzungsmächte gehörte. Ob hieraus gefolgert wer- 
den kann, daß der Grundsatz der Artikel 30 und 
83 GG sich nicht auf die Luftverkehrsverwaltung 
erstreckt, weil es sich um eine echte Lücke im 
Grundgesetz handelt, die durch Ergänzung ausge- 
füllt ist, mag dahingestellt bleiben. Jedenfalls folgt 
die Zuständigkeit des Bundes für die Luftverkehrs- 
verwaltung aus der Natur der Sache, weil die Auf- 
gaben auf diesem Gebiet sinnvollerweise nur durch 
den Bund wahrgenommen werden können. Eine der- 
artige Begründung der Zuständigkeit des Bundes 
ergibt sich aus der letzten Alternative der Artikel 
30, 83 GG und wird in der Literatur überwiegend 
anerkannt. Für das Gebiet der Luftverkehrsverwal- 
tung wird sie von Köttgen, Jahrbuch des öffent- 


lichen Rechts, neue Folge, Band 3, S. 79, ausdrücklich 
bestätigt. Es geht also nicht darum, den Ländern Zu- 
ständigkeiten zu nehmen, sondern darum, die be- 
stehenden Zuständigkeiten des Bundes im Grund- 
gesetz eindeutig festzulegen. Für die neuen gesetz- 
lichen Vorschriften über die .Luftverkehrsverwal- 
tung muß in erster Linie entscheidend sein, wie das 
Grundgesetz verwandte Gebiete geregelt hat. Als 
Vergleich bieten sich die Bestimmungen für die Ver- 
kehrsverwaltungen in den Artikeln 87, 89 und 90 GG 
an. Für die Verwaltung der Bundeseisenbahnen, 
der Post und der Bundeswasserstraßen hat das 
Grundgesetz eine bundeseigene Verwaltung vorge- 
sehen, ebenso im Grundsatz für die Verwaltungen 
der See- und Binnenschiffahrt, hier mit der Maß- 
gabe, daß die Aufgaben des Bundes durch einfaches 
Gesetz festzulegen sind. Für die Verwaltung der 
Bundesautobahnen und Bundesstraßen ist die Bun- 
desauftragsverwaltung vorgeschrieben. Das Grund- 
gesetz trägt also den Eigenschaften dieser Verwal- 
tungen, die entweder in der Weite oder in der 
Schnelligkeit ihres Verkehrs oder in beiden be- 
gründet liegen, dadurch Rechnung, daß es die Zu- 
ständigkeit des Bundes unmittelbar oder mindestens 
im Prinzip festlegt. Danach kann kein Zweifel be- 
stehen, daß das Grundgesetz, wenn es 1949 nicht an 
einer Behandlung dieses Gebiets gehindert gewesen 
wäre, den Luftverkehr als die weltweite und 
schnellste Verkehrsart nicht einer im Grundsatz lan- 
deseigenen, sondern einer im Grundsatz bundes- 
eigenen Verwaltung zugewiesen hätte. Der Ände- 
rungsvorschlag des Bundesrates steht auch insoweit 
mit dem Grundgedanken des Grundgesetzes in 
Widerspruch, als dieses in den Fällen, in denen es 
auf dem Gebiet des Verkehrs eine Bundesauftrags- 
verwaltung der Länder begründet, von einer grund- 
sätzlichen Bundeszuständigkeit ausgeht (Artikel 89, 
90 GG), während der Vorschlag des Bundesrates 
eine Bundesauftragsverwaltung der Länder neben 
einer im Grundsatz landeseigenen Luftverkehrsver- 
waltung vorsieht. Dieser Widerspruch ist allerdings 
zunächst ohne praktische Bedeutung, da der Bundes- 
rat, wie sich aus seinem Änderungsvorschlag zum 
Entwurf eines Gesetzes über Zuständigkeiten in der 
Luftverkehrsverwaltung — BT-Drucksache 1535 — 
ergibt, zur Zeit nicht beabsichtigt, von der Möglich- 
keit, eine Bundesauftragsverwaltung der Länder zu 
schaffen, Gebrauch zu machen. 

Zu 2. 

Das Schwergewicht des Luftverkehrs bildet der 
Linienverkehr. Er überschreitet in der Mehrzahl 
aller Fälle die Grenzen der Bundesrepublik und in 
jedem Falle die Grenzen mehrerer Bundesländer, 
d. h. er ist verfassungsrechtlich gesehen überregio- 
nal. Das gleiche gilt im wesentlichen auch für den 
Gelegenheitsverkehr. Der rein regionale Gelegen- 
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heitsverkehr innerhalb eines Landes ist demgegen- 
über unbedeutend; denn von den in der Bundes- 
republik genehmigten 31 Luftfahrtunternehmen be- 
treiben z. Z. nur 6 einen derart örtlich beschränkten 
Verkehr. Die Natur des Luftverkehrs und die tech- 
nische Vervollkommnung des Geräts treiben diese 
Entwicklung zur Weiträumigkeit von Jahr zu Jahr 
stärker voran. Schon heute erkennen z. B. die Staa- 
ten des westlichen Europas, daß ihre Gebiete zu 
klein und ihre Grenzen zu eng sind, um die verwal- 
tungsmäßigen Aufgaben des modernen Luftverkehrs 
zu erfüllen. Allenthalben sind bereits Bestrebungen 
im Gange mit dem Ziel, größere Verwaltungsräume 
und supranationale oder zwischenstaatliche Verwal- 
tungseinrichtungen zu schaffen. Dies gilt in beson- 
derem Maße für das Gebiet der Flugsicherung, wo 
die Verwaltungen der Zivil- und Militärluftfahrt 
schon im Rahmen der NATO international Zusam- 
menwirken und wo sich ein noch engerer Zusam- 
menschluß zu einer europäischen Flugsicherungsbe- 
hörde anbahnt. In diesem Zusammenhang ist aber 
auch die Air-Union zu erwähnen, in der die Deut- 
sche Lufthansa AG, die Air-France, die ALITALIA 
und die SABENA zur gemeinsamen Ausübung ihres 
Verkehrs Zusammenwirken. Die Entwicklung des 
Luftverkehrs geht also eindeutig ins Internationale. 
Zur Zeit sind 74 Staaten, darunter auch die Bundes- 
republik, Mitglied der Internationalen Zivilluft- 
fahrt-Organisation (ICAO). Im Internationalen Luft- 
verkehrsverband (lATA) sind fast 100 Luftverkehrs- 
gesellschaften einschließlich der Deutschen Luft- 
hansa zusammengeschlossen. Die für diesen inter- 
nationalen und überregionalen Luftverkehr zu schaf- 
fende Verwaltung kann sachgemäß und sinnvoll nur 
durch eine bundeseigene oder Bundesauftragsver- 
waltung, d. h. zentral geregelt werden, zumal cs 
sich im wesentlichen um eine technische Sicherheits- 
verwaltung handelt, die einheitlich gehandhabt 
werden muß. Die Luftverkehr treibenden Staaten 
der Welt haben aus dieser Erkenntnis auch die rich- 
tige Konsequenz gezogen und für ihre Gebiete 
zentrale Verwaltungen eingerichtet. 

Für diese zentrale Regelung spricht auch die Tat- 
sache, daß bereits heute der weitüberwiegende Teil 
der Luftverkehrsverwaltung beim Bund liegt. Dies 
ergibt sich schon, wenn man von den Zuständig- 
keiten ausgeht, die der Bund bei der z. Z. beste- 
henden Mischverwaltung ausübt und die ihm der 
Bundesrat nach seinen Änderungsvorschlägen zu 
dem Gesetz über Zuständigkeiten in der Luftver- 
kehrsverwaltung — BT-Drucksache 1535 — über- 
lassen will. Danach fallen dem Bund die wichtigsten 
Zuständigkeiten auf dem Gebiete der personellen 
Erlaubnisse, der Genehmigungen von Flugplätzen, 
von Luftfahrtunternehmen und -Veranstaltungen zu. 
Sie vermehren sich noch um das Gebiet der Flug- 
sicherung, d. h. der Verkehrskontrolle und Bewe- 
gungslenkung der Luftfahrzeuge in der Luft und am 
Boden nach dem Gesetz über die Bundesanstalt für 
Flugsicherung vom 23. März 1953 (BGBL I S. 70) 
sowie um das Gebiet der Zulassung und Kontrolle 
des Luftfahrtgeräts nach dem Gesetz über das Luft- 
fahrt-Bundesamt vom 30. November 1954 (BGBl. I 
S. 354). Nach Artikel 32 des Grundgesetzes hat der 
Bund schließlich alle Zuständigkeiten, die sich auf 


3. Wahlperiode 


! einen Verkehr mit dem Ausland erstrecken, also 
; vor allem auf die Genehmigung der Ein- und Aus- 
flüge und den Abschluß multilateraler und bilate- 
raler Staatsverträge und Verwaltungsabkommen 
zur Regelung des Luftverkehrs. Demgegenüber 
sind sowohl Umfang als auch Bedeutung der 
den Ländern verbleibenden Zuständigkeiten ge- 
i ring. Dabei ist zusätzlich zu beachten, daß die 
Länder die Genehmigungen, die mit der Anlegung 
j und dem Betrieb von Flugplätzen im Zusammen- 
j hang stehen und die der Bundesrat ihnen vorbe- 
i halten will, nur auf Grund eines bindenden tech- 
nischen Gutachtens der Bundesanstalt für Flugsiche- 
rung erteilen können. 

Mit der Feststellung, daß das verwaltungsmäßige 
Übergewicht beim Bund liegt, deckt sich auch die 
I Gegenüberstellung der in der Luftverkehrsverwai- 
tung der Länder und des Bundes tätigen Bedienste- 
ten. Hier stehen den insgesamt weniger als 100 
hauptamtlichen Landesbediensteten etwa 2000 
hauptamtliche Bundesbedienstete gegenüber. Ein 
ähnliches Bild zeichnet sich auch auf den Flughäfen 
I ab. Auf jedem der 10 Verkehrsflughäfen der Bun- 
desrepublik Deutschland sind im Durchschnitt 150 
Bedienstete der Bundesanstalt für Flugsicherung, 
dagegen im Durchschnitt weniger als 10 Landes- 
I beauftragte für Luftaufsicht beschäftigt. Diesen Tat- 
sachen, an denen auch nach dem Willen des Bundes- 
rates nichts geändert werden soll, muß die ver- 
fassungsmäßige Regelung entsprechen. Sie kann 
also, wenn sie mit der Wirklichkeit übereinstimmen 
soll, nicht den Grundsatz der landeseigenen Ver- 
waltung vorsehen und lediglich die Möglichkeit 
schaffen, dem Bund „einzelne Aufgaben" zu über- 
tragen. Da der Bundesrat dennoch diesen Vorschlag 
gemacht hat, liegt die Annahme nahe, daß er irr- 
tümlich davon ausgegangen ist, das Schwergewicht 
der Luftverkehrsverwaltung läge bei den Ländern. 

Zu 3. 

Hierzu wird auf die Stellungnahme der Bundes- 
regierung zu den Änderungsvorschlägen des Bun- 
desrates zu dem Entwurf eines Gesetzes über die 
Zuständigkeiten in der Luftverkehrsverwaltung 
— BT-Drucksache 1535 — zu 11. Bezug genommen. 
Obwohl danach alle entscheidenden Gesichtspunkte, 
nämlich der Geist des Grundgesetzes, der inter- 
nationale und überregionale Charakter des Luftver- 
kehrs und die derzeitige Verwaltungsübung für 
eine bundeseigene Verwaltung mit eigenem Ver- 
waltungsunterbau sprechen, hat die Bundesregie- 
rung in ihren Gesetzentwürfen von einer solchen 
Regelung im Interesse einer fruchtbringenden Zu- 
sammenarbeit zwischen Bund und Ländern Abstand 
genommen und eine vermittelnde Lösung vorge- 
schlagen, die neben einer bundeseigenen Verwal- 
' tung eine Bundesauftragsverwaltung der Länder 
vorsieht. Sie hat den besonderen Vorteil, daß jede 
' Trennung dieser technischen Verwaltung, die für 
die Sache nur von Nachteil sein könnte, vermieden 
wird und das bisherige Zusammenwirken zwischen 
, Bund und Ländern ohne Änderung des Verwal- 
tungsaufbaues und ohne neue Kosten fortgesetzt 
werden kann. 
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